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Statement von Prof. Michael Baumann
Vorstandsvorsitzender des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ)

Es gilt das gesprochene Wort.

Sehr geehrte Damen und Herren,

Krebserkrankungen stellen eine erhebliche gesundheitliche Herausforderung für Betroffene und ihre 
Familien sowie für unsere Gesellschaft als Ganzes dar: In Deutschland erkranken jedes Jahr rund 
500.000 Menschen an Krebs. Etwa 40 Prozent dieser Krebserkrankungen sind die Folge vermeidbarer Risiko-
faktoren. Allein dem größten Einzelrisikofaktor – dem Rauchen – sind rund 20 Prozent der Krebsneuerkran-
kungen zuzuschreiben. Insgesamt sind rund 165.000 Krebsfälle jährlich auf vermeidbare Risikofaktoren 
zurückzuführen, der weit überwiegende Teil davon auf sogenannte „Lebensstilfaktoren“, die neben Rauchen 
weitere Faktoren wie Alkoholkonsum, ungesunde Ernährungsweise, Bewegungsmangel und das durch diese 
beiden Faktoren mitbedingte Übergewicht umfassen. Neben Krebs bedingen diese Faktoren viele weitere 
Erkrankungen, wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Stoffwechselerkrankungen wie Typ-2-Diabetes oder 
neurodegenerative Erkrankungen wie Demenz.

Ein gesundheitsbewusster Lebensstil verlangt dem Einzelnen einiges ab, ist aber entsprechend mit vielen 
Vorteilen für die eigene Gesundheit verbunden. Aus der Präventionsforschung wissen wir aber auch ganz 
klar, dass unser Gesundheitsverhalten nicht nur von unseren individuellen Entscheidungen abhängt, 
sondern ganz wesentlich auch durch unser Umfeld und die gesundheitspolitischen Rahmenbedingungen 
geprägt wird.

Deshalb brauchen wir mehr als Appelle an die Bevölkerung, sich gesund zu verhalten. Wir brauchen eine 
Präventionsstrategie für Deutschland, die Gesundheit als Gemeinschaftsaufgabe versteht und auf konse-
quenten, evidenzbasierten Maßnahmen basiert.

Das DKFZ hat nicht nur eine Vorreiterrolle in der Forschung zur Krebsprävention, sondern engagiert sich 
schon seit Langem auch für eine Stärkung der Prävention in der Gesundheitspolitik. So sind im Sommer 
dieses Jahres auf Initiative des DKFZ und der Deutschen Krebshilfe rund 40 Expertinnen und Experten aus 
Forschung, Versorgung, Verwaltung, Verbänden und Kostenträgern zum 1. Nationalen Krebspräventions-
gipfel zusammengekommen, mit dem Ziel, eine langfristige und tragfähige Krebspräventionsstrategie für 
Deutschland zu entwickeln. Im Rahmen dieser Veranstaltung sind erste Handlungsempfehlungen für 
politische Entscheidungstragende formuliert worden. Die Handlungsempfehlungen stehen im Einklang mit 
den zentralen Schlussfolgerungen aus dem Public Health Index: „Verhältnisprävention gesetzgeberisch 
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fördern und gezielt in den verschiedenen Lebensbereichen implementieren“. Eine weitere lautet: „(Krebs-)
Prävention als gesamtgesellschaftliche Querschnittsaufgabe ressort- und politikfeldübergreifend 
verankern“.

In den Handlungsempfehlungen wurde außerdem insbesondere das Lebensumfeld Schule herausgestellt als 
ein wichtiges Setting, um frühzeitig im Leben Gesundheitskompetenz zu fördern und gesundheitsbewusstes 
Verhalten zu etablieren. Nirgendwo sonst gibt es die Möglichkeit, gesamte Geburtsjahrgänge flächende-
ckend und frühzeitig für die Prävention zu erreichen, und hier besteht auch großes Potenzial, um gesund-
heitliche Ungleichheit zu reduzieren. Präventionsangebote lassen sich an Schulen in vielfältiger Weise 
erfolgreich organisch in bestehende Abläufe integrieren, etwa durch Bewegungsangebote, durch gesundes 
Schulessen und eine Verankerung von entsprechenden Lehrinhalten. Auch hier ist die Politik gefragt, die 
Rahmenbedingungen so zu setzen, dass Schulen flächendeckend und verpflichtend als „Gesundheitsorte“ 
eingerichtet werden.

Es gibt noch einige weitere gesetzgeberische Hebel für einen wirksamen Kinder- und Jugendschutz, wie 
Beschränkungen für an Kinder gerichtete Werbung für ungesunde Produkte (d.h., Produkte mit einem 
hohen Zucker-, Salz- und Fettgehalt), eine Erhöhung der Altersgrenzen für den Konsum alkoholischer 
Getränke, sowie ein wirksamer Schutz von Kindern vor Werbung für Alkohol und Tabak- und Nikotinpro-
dukte – Maßnahmen, die in vielen anderen europäischen Ländern bereits Realität sind.

Der Public Health Index zeigt eindrücklich, wo wir stehen – und wo wir besser werden müssen. Er macht 
deutlich, wie groß das Potenzial ist, wenn Gesundheitspolitik auf allen Ebenen das Ziel verfolgt, gesunde 
Entscheidungen zur einfachen Entscheidung zu machen. Dazu braucht es umfassenden politischen Willen, 
die Prävention und Gesundheitsförderung in den Mittelpunkt zu stellen, um damit die Weichen von einer 
rein kurativen hin zu einer präventiven Medizin zu stellen.
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